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AN ÜERSIEG

Allgemeinverfügung

der Gemeinde Eitorf

anlässlich der Eitorfer Kirmes 2026 im Ortskern von Eitorf

vom 07.09.2026

Aufgrund der §§ 1, 3 - 5, 14 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden

- Ordnungsbehördengesetz (OBG) vom 13.05.1980 in der zurzeit gültigen Fassung in Verbin-

dung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen

(VwVfG NRW) vom 12.11.1999 in der zurzeit gültigen Fassung erlässt der Bürgermeister der

Gemeinde Eitorf anlässlich der Eitorfer Kirmes 2026 folgende

Allgemeinverfügung

Für die in der Zeit vom 26.09.2026 bis 29.09.2026 im Ortskern von Eitorf stattfindende Veran-

staltung „Eitorfer Kirmes" wird Folgendes angeordnet:

1. Verbot des öffentlichen Konsumierens von Cannabis

Das öffentliche Konsumieren von Cannabis ist im Veranstaltungsraum (s. Ziffer 2) der

Eitorfer Kirmes während der Öffnungszeiten (Betriebszeiten) von

Samstag, 26.09.2026, 11:00 Uhr, bis Sonntag, 27.09.2026, 02:00 Uhr,

Sonntag, 27.09}2026, 11:00 Uhr, bis Montag 28.09.2026, 01:00 Uhr,

Montag, 28.09.2026, 11:00 Uhr bis Dienstag, 29.09.2026 01:00 Uhr,

Dienstag, 29.09.2026, 11:00 Uhr bis 23:00 Uhr,

verboten.

2. Räumlicher Geltungsbereich

•
.

•
.

•
.

Das Verbot aus Ziffer 1 gilt für die folgenden Straßen und Plätze im Veranstaltungsraum:

Asbacher Straße ab Markplatz bis Einmündung Mittelstraße,

Cäciiienstraße ab Marktplatz bis Einmündung Kurzgasse,

Marktplatz und angrenzende Fußgängerzone,

Schoellerstraße ab Markt bis Einmündung Kirchstraße,

Brückenstraße ab Bahnübergang bis Markt,

Schmidtgasse ab Brückenstraße bis Einmündung Goethestraße,
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Schleimhäuten, Hustenreizen und Kopfschmerzen führen. Darüber hinaus birgt das passive Ein-
atmen von Cannabisrauch langfristige Gesundheitsrisiken und kann den Gefäßen Schaden zu-
fügen. Nach Angaben der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) kann Cannabis
bei Kindern und Jugendlichen, deren Gehirn sich noch in der Entwicklungsphase befindet, nach-
weislich den Reifeprozess stören. Aufgrund der starken Frequentierung der Veranstaltung und
der erheblichen Menge von Menschen, die sich gleichzeitig aufdem Veranstaltungsgelände
aufhalten sowie der dadurch bedingten Personendichte, kann das passive Einatmen dritter Per-
sonen nicht verhindert werden, sobald in der Öffentlichkeit Cannabis konsumiert wird. Ein Ver-
bot des öffentlichen Konsums von Cannabis im Veranstaitungsbereich ist deshalb zum Schutze
der Gesundheit aller Besucher*innen, insbesondere von Kindern und Jugendlichen, notwendig.

Rechtsgrundlage für die getroffene Anordnung ist § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) - vom 13.05.1980 in der
zurzeit geltenden Fassung. Demnach können die Ordnungsbehörden die notwendigen Maß-
nahmen treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung abzuwehren. Durch das Verbot soll sichergestellt werden, dass für die Besucher*in-
nen derVeranstaitung keine gesundheitsschädlichen Gefahren durch das passive Einatmen von
Cannabisrauch bestehen. Der Gesetzgeber hat das besondere Schutzbedürfnis von Kindern und
Jugendlichen bereits erkannt, sodass gemäß § 5 des Gesetzes zum Umgang mit Konsumcanna-
bis (KCanG) nicht in unmittelbarer Gegenwart von Personen unter 18 Jahren konsumiert wer-
den darf. Zudem darf u.a. in einer Entfernung unter 100 Metern zu Schulen, Kinderspielpiätzen,
Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie zwischen 7 und 20 Uhr in Fußgängerzonen nicht kon-
sumiert werden. Kraft Gesetzes gilt deshalb teilweise bereits ein Verbot des Konsums von Can-
nabis während der Herbstkirmes. Jedoch ist es für den Konsumenten bei der großen Anzahi der
Besucher*innen der Eitorfer Kirmes nicht möglich, die geforderten Abstände zu Minderjährigen
einzuhalten und somit rechtskonform Cannabis zu konsumieren.

Darüber hinaus schreibt das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen in einer Anwendungshiife mit Schreiben vom 15.05.2024, das auf den Veran-
staltungen der jeweilige Hausrechtsinhaber bzw. Veranstalter verpflichtet ist, durch geeignete
Maßnahmen sicherzustellen, dass es nicht zu verstoßen gegen § 5 Abs. 1 KCanG kommt. Diese
VerpflichtUng kann, falls etwa umfassende Kontrollmaßnahmen dem Veranstalter bzw. Haus-
rechtsinhaber zu aufwändig und personalintensiv sind, auch in einem generellen Cannabis-Kon-
sumverbot bestehen.

Für den Zeitraum der Eitorfer Kirmes wird daher diese Aiigemeinverfügung erlassen, da im Be-
reich der Veranstaltung aufgrund der erheblichen Menge und Dichte von Besucher*innen ein
erhöhter Schutz erforderlich ist.

Das Verbot ist geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren für die Gesundheit durch den Can-
nabis-Konsum in einem stark frequentierten Bereich abzuwehren. Das Verbot ist zudem erfor-
derlich, da es kein miideres gleich geeignetes Mittel gibt. Eine engere Begrenzung des Zeit-
raumes des Cannabis-verbotes ist nicht gleich geeignet für den Schutz der Gesundheit von Be-
sucher*innen der Eitorfer Kirmes, insbesondere von Kindern und Jugendlichen. Diese dürfen
sich in Begleitung der Eltern auch spät abends und nachts noch auf der Veranstaltung aufhal-
ten. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass sich viele Jugendliche abends im
Bereich des Autoscooters und des Break Dancers aufhalten oder in Gruppen über die Veran-
staltung iaufen. Zudem halten sich die Kinder der Schausteiier regelmäßig bis zum Ende der
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Veranstaltungszeit auf dem Kirmesgelände auf. Eine zeitliche Eingrenzung des Cannabis-Verbo-
tes innerhalb der VeranstaltUngsZeiten wird deshalb nicht vorgenommen. Auch der erhöhte
Einsatz von Sicherheitspersonal oder Mitarbeitenden des Ordnungsamtes ist nicht gleich geeig-
net, da eine ausreichende Kontrolldichte der zu erwartenden Besucher*innen trotz erhöhtem
Personalaufwand nicht möglich ist. Zudem sind ohne einen unverhältnismäßigen Aufwand
keine Einiasskontrollen mögiich, da es sich um eine offene lnnenstadtkirmes mit zahlreichen
Zugängen handelt. Eine Limitierung der Besucherzahi widerspräche dem Charakter der Veran-
staltung, aiien Bevölkerungs- und Aitersschichten den Zugang zu einem kostenlosen Angebot
zu bieten. Dieser Eingriff wäre einschneidender ais iedigiich die Verhängung eines Cannabisver-
bots im Veranstaltungsbereich.

Außerdem ist die Maßnahme angemessen, da die Vorteile der Allgemeinheit nicht außer Ver-
hältnis zu den Nachteilen stehen. Das Leben und die körperliche Unversehrtheit sind ein wich-
tiges lndividualrechtsgut, welches mit dem Cannabisverbot geschützt wird. Gleichzeitig besteht
der Nachteil, dass in dem eingegrenzten Veranstaltungsbereich der Eitorfer Kirmes während
der Öffnungszeiten kein Cannabis konsumiert werden darf. Die Erheblichkeit des Eingriffswird
durch die zeitliche und räumliche Begrenzung des Verbotes möglichst geringgehalten. Der Kon-
sum von Cannabis ist außerhalb des Veranstaltungsbereichs und unter Berücksichtigung des
§ 5 KCanG ist weiterhin zulässig. Die Maßnahme ist damit verhältnismäßig.

Der zeitliche Geltungsbereich entspricht den Öffnungszeiten (Betriebszeiten) der Herbstkirmes.
Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass sich Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren in
einer beträchtlichen Anzahl ab dem Beginn bis zum Ende derVeranstaltungszeiten auf.der
Herbstkirmes aufhalten. insbesondere in den Bereichen des Autoscooters und des Break
Dancers kommen auch zu späten Uhrzeiten Gruppen von Jugendlichen zusammen. Zu berück-
sichtigen ist auch, dass die Kinder der Beschicker*innen sich in aiier Regel auf dem Kirmesge-
lände aufhalten. Zudem sind während des Feuerwerks zum Ende der Herbstkirmes, weiches
erst nach dem Sonnenuntergang um 21:00 Uhr stattfindet, erfahrungsgemäß viele Kinder und
Jugendliche zugegen. Da es keine Zeitpunkte während des Betriebes der Herbstkirmes gibt, an
denen sich keine minderjährigen Personen *auf dem Veranstaltungsgelände aufhalten, beläuft
sich das Konsumverbot auf die gesamte Öffnungszeit der Herbstkirmes, was außerdem der Ein-
deutigkeit dient („nie während der Kirmes").

zu Ziffer 2:
Der räumliche Geltungsbereich erstreckt sich auf den gesamten Veranstaltungsbereich der
Herbstkirmes. Dieser Bereich ist während der vorliegenden Veranstaltung stark frequentiert,
sodass sich hier große Mengen von Besucher*innen, darunte.r Kinder und Jugendliche, aufhal-
ten. In dem gesamten Veranstaltungsbereich besteht die Notwendigkeit, die Gesundheit der
Besucher*innen der Herbstkirmes zu schützen. Eine Einschränkung des Cannabisverbotes auf
bestimmte Bereiche der Herbstkirmes kommt deshalb nicht in Frage, was auch der Eindeutig-
keit dient („nirgendwo auf der Kirmes").

zu Ziffer 3:
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55, 59, 60 und 63 VwVG
NRW. Demnach kann ein Verwaltungsakt, der auf die Vornahme einer Handlung oder auf Dul-
dung oder Unterlassung gerichtet ist, mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden, wenn er unan-
fechtbar ist oder wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat.
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